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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 480/12 B 
 
L 14 R 664/11 (Bayerisches LSG) 
S 11 R 4262/08 (SG Regensburg) 
 
 
 
………………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Februar 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,   den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 6. November 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 6.11.2012 hat das Bayerische LSG einen Anspruch des Klägers auf Rente 

wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 15.2.2013 genügt den ge-

setzlichen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachten Zulassungsgrund der grund-

sätzlichen Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nicht ordnungsgemäß dargelegt worden ist 

(§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichti-

gung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass diese 

noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtsein-

heit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfah-

ren eine solche Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Be-

schwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Die Beschwerdebegründung des Klägers wird diesen Erfordernissen nicht gerecht. Er führt 

zwar als Frage von grundsätzlicher Bedeutung an, 

 "ob eine latent vorhandene Erkrankung, die bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit (auch nur 
einer täglich 6 stündigen) letztendlich um viele Monate versetzt mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit zu einer Erwerbsunfähigkeit führen wird, bereits im Zeitpunkt der 
latent vorhandenen Erkrankung zur Verrentung führt". 

 

Er hat jedoch mit seinem Beschwerdevorbringen die Anforderungen an die Darlegung einer 

grundsätzlichen Bedeutung deutlich verfehlt. Der von ihm formulierten, schon nicht ohne Weite-

res verständlichen Frage kann nicht entnommen werden, dass damit die Klärung einer abstrakt-

generellen Rechtsfrage - also einer Frage zur Auslegung, zum Anwendungsbereich oder zur 

Vereinbarkeit einer bestimmten Norm des Bundesrechts mit höherrangigem Recht - begehrt 

wird. Es fehlt bereits die Bezeichnung der Rechtsvorschrift, bei deren Anwendung sich die ge-

nannte Frage überhaupt stellt. Zudem lassen seine Ausführungen nicht erkennen, welchen 

Sachverhalt das LSG festgestellt hat; mithin bleibt offen, ob die genannte Frage im Fall des Klä-
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gers überhaupt entscheidungserheblich (klärungsfähig) sein kann. Schließlich enthält die Be-

schwerdebegründung keinerlei Darlegungen zur Klärungsbedürftigkeit. Es wird nicht geprüft, ob 

sich eine Antwort auf die Frage nicht aus bereits vorhandener höchstrichterlicher Rechtspre-

chung ergibt oder erschließen lässt. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne 

Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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